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Protokoll  
a.o. DV EVP BE 
 

 

Donnerstag, 15. Januar 2026, 19.30 Uhr bis 21.30 Uhr, EGW, Raum Haller, Nägeligasse 9, 3011 Bern 
 

1 Begrüssung, Einleitung 

 

EVP-Kantonalpräsidentin Barbara Stotzer-Wyss begrüsst die Delegierten zur ersten a.o. DV 2026.  
Das Jahr begann turbulent mit bewegenden weltpolitischen Ereignissen und der Brandkatastrophe in Crans 
Montana. Globale, lokale und persönliche Herausforderungen werfen Fragen nach Orientierung und richtigen 
Entscheidungen auf. Psalm 25 gibt Antwort: Wer Gott mit Ehrfurcht und Demut vertraut, darf auf seine Füh-
rung hoffen. Auch in Zeiten von Druck und Verstrickung schenkt Gott Befreiung, Klarheit, Freiheit und Zuver-
sicht für den Weg durch 2026. 
 

2 Wahl Stimmenzählende, Präsenzlisten und Entschuldigungen 
 

David Hirschi wird als Stimmenzähler gewählt. 
Es sind 41 Stimmberechtigte anwesend. 
Präsenzlisten und Entschuldigungen können auf dem Sekretariat der EVP BE eingesehen werden. 
 

3 Protokoll der ausserordentlichen DV vom 16. Oktober 2025 
 

Theres Pulfer (EVP Ostermundigen) weist auf zwei Fehler im Protokoll hin:  
Bei Punkt 8 „Aufsteller“ fehlt der Hinweis, dass Christine Schnegg in den Gemeinderat von Lyss gewählt wur-
de. Unter Punkt 9 „Verschiedenes“ ist beim Hinweis auf den nächsten DV-Termin der Wochentag falsch ange-
geben: Statt Samstag ist Donnerstag, 15. Januar 2026 korrekt. 
 

Beschluss: Das Protokoll wird mit den beiden Korrekturen einstimmig genehmigt. 
 

4 Eidgenössische Abstimmungsvorlagen vom 8. März 2026 - Parolenfassung 
 

a) Volksinitiative «200 Franken sind genug (SRG-Initiative)»  

 

Stephan Maag, Pastor und Bergbauer empfiehlt Zustimmung.  
Die Initiative entlastet die Haushalte deutlich, da die jährliche Abgabe von 335 auf 200 Franken gesenkt wird. 
Zudem werden Unternehmen vollständig von der Abgabe befreit, was eine als ungerecht empfundene Dop-
pelbelastung beseitigt. Durch die geringeren Einnahmen wird die SRG gezwungen, sich stärker auf ihren 
Kernauftrag im Service public zu konzentrieren. Die SRG berichtet oft unausgewogen und christliche Werte 
und Themen, wie zum Beispiel die Christenverfolgung, sind kaum ein Thema. Gleichzeitig reduziert die Initia-
tive den Wettbewerbsnachteil privater Medienanbieter gegenüber der gebührenfinanzierten SRG. 
 

EVP-Nationalrat Marc Jost empfiehlt Ablehnung. 
Die massive Gebührensenkung gefährdet die Qualität und Vielfalt des SRG-Angebots. Laut SRG könnten bis 
zu 900 Stellen wegfallen, wodurch regionale Studios, Kultur- und Sportprogramme sowie Angebote für Min-
derheiten nicht mehr in vollem Umfang finanzierbar wären. Besonders kleinere Sprachregionen und ländliche 
Gebiete wären betroffen, was die mediale Grundversorgung schwächt. Lokale Berichterstattung kann nicht 
durch private Anbieter ersetzt werden, und Filmförderung sowie Serien mit Schweizer Bezug wären stark ein-
geschränkt. Eine geschwächte SRG gefährdet zudem den demokratischen Wert des unabhängigen Service 
public und den nationalen Zusammenhalt. Über die unabhängige Beschwerdeinstanz besteht weiterhin die 
Möglichkeit, sich bei als unausgewogen empfundener Berichterstattung zu beschweren. 

 

Beschluss: NEIN-Parole mit 37 zu 2 Stimmen (2 Enthaltungen). 
 
b) Bundesgesetz über die Individualbesteuerung (Referendum) 

 

EVP-Nationalrat Marc Jost stellt die Vorlage vor und empfiehlt Ablehnung.  

 

Die Individualbesteuerung schafft die sogenannte Heiratsstrafe ab und behandelt alle Personen unabhängig 
vom Zivilstand gleich. Besonders Zweitverdienende profitieren, da zusätzliches Erwerbseinkommen nicht 
mehr zu starken Progressionssprüngen führt und Mehrarbeit sich stärker lohnt, was das Arbeitskräftepoten-
zial besser nutzt – insbesondere bei Frauen – und die Wirtschaft stärkt. Personen mit tiefen und mittleren 
Einkommen zahlen dank angepasster Tarife teilweise weniger Steuern. 

 

Gleichzeitig würden Einverdienerpaare und Ehepaare mit stark ungleichen Einkommen stärker belastet, wo-
durch eine neue „Familienstrafe“ entsteht. Die Einführung verursacht zudem erheblichen administrativen 
Mehraufwand und hohe Umstellungskosten für Bund, Kantone und Gemeinden (rund 1,7 Mio. zusätzliche 
Steuererklärungen) sowie Mindereinnahmen von rund 630 Millionen Franken bei der direkten Bundessteuer, 
was den finanziellen Spielraum des Staates einschränkt. Als Alternative stellt die Initiative «Ja zu fairen Steu-
ern» von Mitte und EVP dar, die eine familienfreundlichere und weniger komplexe Lösung bietet, bei der Ein-
kommen individuell und gemeinsam berechnet und der jeweils tiefere Satz angewendet wird. 
 

Beschluss: NEIN-Parole mit 38 zu 1 Stimme (2 Enthaltungen). 
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c) Volksinitiative «Ja zu einer unabhängigen, freien Schweizer Währung mit Münzen oder Banknoten 
(Bargeld ist Freiheit) und direkter Gegenentwurf Bundesbeschluss über die schweizerische Währung 
und Bargeldversorgung 

 

EVP-Nationalrat Marc Jost stellt die Vorlage vor und empfiehlt, die Initiative abzulehnen und dem Gegenent-
wurf zuzustimmen. 

 

Die Initiative sichert die zukünftige Verfügbarkeit von Bargeld und schützt insbesondere ältere Menschen und 
Personen ohne digitalen Zugang. Bargeld gewährleistet Privatsphäre und verhindert staatliche oder wirt-
schaftliche Überwachung. Zudem stärkt die Abstimmungspflicht bei einem Währungswechsel die demokrati-
sche Kontrolle. Die Initiative ist jedoch unpräzise formuliert, Begriffe wie „genügend Bargeld“ sind rechtlich un-
klar. Der Gegenentwurf erfüllt die zentralen Anliegen: Er schreibt den Franken als Währung fest und garan-
tiert die Bargeldversorgung über die SNB klarer und praktikabler. Eine zusätzliche Verfassungsänderung ist 
daher nicht nötig. Kritiker warnen zudem vor Missverständnissen, etwa einer Pflicht zur Bargeldannahme, die 
der Gegenentwurf bewusst vermeidet. 

 

Beschlüsse:  
Initiative:            NEIN-Parole mit 36 zu 3 Stimmen (2 Enthaltungen). 
Gegenentwurf:   JA-Parole mit 37 zu 2 Stimmen (2 Enthaltungen). 
Stichfrage:         Gegenentwurf 40 Stimmen, Initiative 1 Stimme. 
 
d) Volksinitiative «Für eine gerechte Energie- und Klimapolitik: Investieren für Wohlstand, Arbeit und 
Umwelt (Klimafonds-Initiative)» 

 

EVP-Nationalrat Marc Jost stellt die Initiative vor und empfiehlt Annahme. 

 

Die Klimafonds-Initiative ermöglicht langfristige Investitionen, die nötig sind, um die Schweiz etwas klimaneu-
traler zu machen. Mit jährlich bis zu 1 % des BIP können erneuerbare Energien, Gebäudesanierungen und 
klimafreundliche Mobilität gezielt gefördert werden. Der Fonds verbindet Klimaschutz mit sozialer Gerechtig-
keit, da Umschulungen und Weiterbildungen finanziert werden und Einkommensausfälle abgefedert werden. 
Zudem stärkt die Initiative die Energie-Souveränität der Schweiz und reduziert die Abhängigkeit von fossilen 
Importen. 

 

Auf gegnerischer Seite wird argumentiert, dass die Initiative sehr hohe Kosten von mehreren Milliarden Fran-
ken pro Jahr verursacht und die Haushaltsdisziplin des Bundes gefährdet. Da der Fonds nicht der Schulden-
bremse unterstellt ist, besteht das Risiko zusätzlicher Verschuldung oder späterer Steuererhöhungen. Be-
mängelt wird zudem die unklare Definition der geförderten Projekte und die Effizienz der Mittelverwendung 
bezweifelt. Die bestehenden Klimainstrumente reichten aus, ohne dass ein zusätzlicher Fonds notwendig ist. 
 

Beschluss: JA-Parole mit 31 zu 5 Stimmen (5 Enthaltungen). 
 

5 Kantonale Wahlen 2026 – jetzt gilts ernst! 

Wahlkoordinator und Co-Geschäftsführer Ruedi Löffel weist darauf hin, dass die EVP im ungünstigsten Fall 
von den neun Grossratsmitgliedern vier verlieren könnte. Zwei von drei Personen gehen bei Grossratswahlen 
nicht wählen. Dies ist eine grosse Chance, die wir aktiv nutzen wollen. Das Wahlmaterial wird zwischen dem 
9. und 15. März zugestellt. Da viele erst kurz vor den Wahltermin wählen, lohnt es sich, bis zum Schluss zur 
Stimmabgabe zu motivieren. Auch kleine Erfolge sind möglich. Kleber, Banderolen und Imageflyer stehen zur 
Verfügung und können mitgenommen oder im Sekretariat bezogen werden. Ortsparteien und Private können 
zudem den Promopost-Versand der EVP-Zeitung vor Ort (mit)finanzieren. 
 

6 Bericht aus dem Grossen Rat – Rückblick auf die Wintersession 

 

EVP-Grossrat Tom Gerber berichtet von einem persönlichen Erlebnis im Grossen Rat. Eine lesbische Gross-
ratskollegin hatte ihm mit einem aufwühlenden Votum die Augen geöffnet, indem sie die Benachteiligungen 
und Anfeindungen geschildert hatte, denen sie als gleichgeschlechtlich orientierte Frau ausgesetzt ist. Zuvor 
hatte er Vorurteile gegenüber Schwulen und Lesben. Dieses Erlebnis veranlasst ihn, seine Sichtweise zu än-
dern. Er betont, dass wir berufen sind, nicht zu verurteilen oder Steine zu werfen. 

7 Aufsteller aus den Ortsparteien / Ideen und Berichte 
 

 Münsingen, Jakob Hasler: Die EVP erzielte das beste aller möglichen Resultate: Gemeinderatssitz 
konnte verteidigt werden und ein Sitz im Parlament dazugewonnen werden (neu 4 Sitze). 

 Lyss, Christine Schnegg: Für die Gemeindewahlen haben die Leute aus dem Vorstand gemeinsam 
Personen aus EVP-Adressarium angeschrieben. Gemeinsam geht es einfacher und macht Spass! 

 Fraubrunnen, Kurt Gasser: Vorstandsmitglied Lukas Rentsch wurde in den Gemeinderat gewählt! 

8 Verschiedenes 

Die nächste (ordentliche) DV der EVP BE findet am SA 25. April 2026 in Bern statt. 

Für das Protokoll: Philippe Messerli, Co-Geschäftsführer EVP BE, Bern, 15. Januar 2026 
 


